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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Forderung der SVP, nach einem zweiten Regierungssitz, gehörte seit der
Nichtbestätigung von Christoph Blocher (svp, ZH) nach den Wahlen 2007 zum
Standardrepertoire der Volkspartei. Bei den Bundesratswahlen 2011 hatte sich die SVP
mit ihrem nicht sehr professionellen Nominierungsverfahren praktisch selber aus dem
Rennen genommen. Die Vehemenz der Forderung, nach einer adäquaten
Regierungsbeteiligung, nahm 2015 gar noch zu und die Attacken der Volkspartei, vor
allem auf den BDP-Bundesratssitz, wurden lauter. Die zahlreichen Kandidierenden, die
vor den Parlamentswahlen als mögliche Herausforderer angepriesen wurden, dienten
dabei einerseits als Nebelpetarden. Weil diese Ankündigungen und sofortigen
Dementis, etwa von Toni Brunner (svp, SG) oder Adrian Amstutz (svp, BE), von den
Medien bereitwillig aufgenommen und diskutiert wurden, schadete dies anderseits dem
Wahlkampf der SVP in keinster Weise. Auch die anderen Parteien profitierten freilich
von der medial breitgeschlagenen Diskussion um mögliche Szenarien für die nach den
Gesamterneuerungswahlen anstehenden Bundesratswahlen. Die Bürgerlichen
bestätigten zwar den prinzipiellen Anspruch der SVP auf einen zweiten Regierungssitz,
Regierungsmitglieder, die ihre Sache gut machten, wolle man aber nicht abwählen. SP
und GP betonten mit ebendiesem Argument, dass sie Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
auf jeden Fall bestätigen wollten.
Die Ausgangslage änderte sich freilich nach der Demissionsankündigung der BDP-
Bundesrätin. Die Linke pochte zwar auf einen neuen Mitte-Kandidaten, falls die SVP
Kandidierende nominiere, die gegen die Bilateralen seien, und die Grünen sahen
ebenfalls weit und breit keinen wählbaren SVP-Kandidierenden. Die restlichen Parteien
signalisierten aber rasch, dass sie den Anspruch der SVP auf einen zweiten
Bundesratssitz guthiessen und für Spielchen nicht zu haben seien. Dazu gehörte auch
die Bestätigung, Bisherige nicht abwählen zu wollen. In der Tat wurde die Möglichkeit
diskutiert, einen FDP-Bundesrat abzuwählen und mit einem Kandidierenden der
Mitteparteien zu ersetzen, um eine rechtslastige Regierung mit 2 FDP und 2 SVP
Magistraten zu verhindern. Die Chance für ein solches Szenario, war allerdings mehr als
gering, würden doch dafür weder die FDP noch die SVP Hand bieten. 
Rasch zeigte sich zudem, dass die Volkspartei das Nominierungsverfahren dieses Mal
mit grösserer Sorgfalt angegangen war als vier Jahre zuvor. Aus den elf ursprünglichen
Bewerbungen präsentierte die SVP nach ihrer Fraktionssitzung am 20. November drei
Kandidierende aus den drei hauptsächlichen Sprachregionen: Thomas Aeschi (svp, ZG),
Guy Parmelin (svp, VD) und Norman Gobbi (TI, lega). Der Tessiner Lega-Regierungsrat
stellte sich unter das Banner der SVP, wollte aber auf kantonaler Ebene Legist bleiben.
SVP-Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) wies darauf hin, dass Gobbi Mitglied
der SVP Schweiz sei und das Gedankengut der SVP vertrete. Man kooperiere mit der
Lega auf nationaler Ebene schon lange. Die Lega gehöre im Parlament schliesslich auch
zur SVP-Fraktion. Gobbi sei von der Fraktion praktisch einstimmig nominiert worden
(mit 72 von 74 Stimmen). Parmelin (svp, VD) siegte mit 48 zu 29 Stimmen über Oskar
Freysinger (VS, svp) und Aeschi setzte sich im fünften Wahlgang mit 44 zu 37 Stimmen
gegen Heinz Brand (svp, GR) durch. Ohne Chancen, oder gar nicht ins engere
Auswahlverfahren aufgenommen, waren die Kandidaturen von Hannes Germann (svp,
SH), Thomas Hurter (svp, SH), Res Schmid (NW, svp), Thomas de Courten (svp, BL), Albert
Rösti (svp, BE) und David Weiss (BL, svp). 
Die Dreier-Auswahl überraschte, waren doch im Vorfeld andere Favoriten gehandelt
worden, die im Parlament eine breitere Unterstützung erhalten hätten. Die SVP machte
aber von Anfang an klar, dass sie ihre –  nach der Nicht-Bestätigung Blochers – in den
Parteistatuten verankerte Regel, strikte anwenden werde. In diesem Sinne würden nicht
nominierte, aber gewählte Kandidaten, die ihre Wahl dennoch annähmen, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Chancen für Hannes Germann (svp, SH), der laut der NZZ
mehr Freunde im Parlament als in seiner Partei habe und der erste Bundesrat aus dem
Kanton Schaffhausen gewesen wäre, oder für Heinz Brand (svp, GR), der lange als
Kronfavorit aus der vernachlässigten Ostschweiz gegolten hatte, lagen damit praktisch
bei Null. Es wurden zwar Szenarien für einen Sprengkandidaten aus der Reihe der SVP
diskutiert und linke Stimmen kritisierten die Ausschlussregel als Erpressungsversuch,
dem man sich nicht beugen werde. Mögliche Sprengkandidaten gaben allerdings rasch
bekannt, eine allfällige Wahl nicht annehmen zu wollen. 
Die SVP wurde nicht müde zu betonen, dass man mit dem sprachregional

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2015
MARC BÜHLMANN
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ausgewogenen Dreierticket eine echte Auswahl anbiete. Man sei der Forderung der SP
und der CVP nachgekommen, einen Kandidierenden aus der Westschweiz aufzustellen
und wolle als grösste Partei auch in der Regierung zwei Landesteile repräsentieren. Die
Auswahl sorgte allerdings auch für Misstöne. Mit der Nominierung von Norman Gobbi
(TI, lega) und Guy Parmelin (svp, VD) – der eine laut Presse bekannt für seine verbalen
Entgleisungen, der andere ein politisches Leichtgewicht – wolle die SVP dem Parlament
den Deutschschweizer Kandidaten Thomas Aeschi (svp, ZG) aufzwingen. Die Romandie
wäre mit drei Sitzen deutlich übervertreten und Gobbi sei Vertreter der Lega. Dies sei
keine echte Auswahl und der schweizerischen Konkordanz unwürdig – liess sich etwa
Eric Nussbaumer (sp, BL) zitieren. Auch die NZZ kommentierte die Dreier-Nomination
als Auswahl, die keine sei. In den Medien galt vorab der Zuger Thomas Aeschi als
Kronfavorit. Er vertrete den neuen Stil der SVP, sei jung und ein Vertreter Blocher'scher
Prägung – so etwa der TA. Die SVP wurde freilich nicht müde zu betonen, dass sie gerne
Regierungsmitglieder aus unterschiedlichen Sprachregionen hätte. 
Die Stimmen –  auch aus der SVP – , die gerne eine breitere Auswahl aus der
Deutschschweiz gehabt hätten, verstummten allerdings nicht. Es gebe durchaus
Spielraum für einen (SVP-internen) Sprengkandidaten, zitierte das SGT Vertreter von SP
und CVP. Immerhin war in den letzten 100 Jahren jeder fünfte gewählte Bundesrat wild,
also nicht von der eigenen Partei nominiert worden. Freilich hatte die Volkspartei alle
ursprünglich elf SVP-Kandidaten dazu bewegt, schriftlich zu bestätigen, eine Wahl als
Sprengkandidat nicht anzunehmen. 1

Regierungspolitik

Verschiedene Studien zeigten auf, dass das Vertrauen in den Bundesrat 2014/2015 neue
Höchstwerte erreichte. Eine Auswertung aller VOX-Analysen, also der Nachbefragungen
nach Abstimmungen, zeigte für 2014 den höchsten Wert seit 15 Jahren. Im Schnitt
vertrauten laut GfS 61% der Befragten der Landesregierung, was auch auf die
ausserordentliche Stabilität und Kollegialität des Gremiums zurückgeführt wurde. So
liess sich aus der Auswertung etwa auch lesen, dass zwischen 2003 und 2007 das
Vertrauen eher gering war. Verletzungen des Kollegialitätsprinzips und Reibereien im
Kollegium zur Zeit von Christoph Blocher im Bundesrat seien mitursächlich dafür
gewesen, so der Studienleiter Claude Longchamp. Le Temps schrieb über diese Zeit von
einer „Cohésion perdu”. 
Auch die jährliche ETH-Befragung zeigte neue Höchstwerte im Vertrauen in die
Regierung, was den Blick zur Aussage verleitete, wir hätten die „beste Regierung aller
Zeiten”. Dass die Regierung „das Volk spüre” zeige auch der Umstand, dass die meisten
Abstimmungen im Sinne der Regierung ausfielen – so die Boulevardzeitung weiter. Kritik
erhielt der Bundesrat allerdings von der NZZ: Das geeinte Auftreten vermöge das Fehlen
einer strategischen Voraussicht nur bedingt zu kaschieren. Diskutiert wurde, ob die
Kollegialität mit der Wahl eines zweiten SVP-Bundesrates, Guy Parmelin Ende 2015,
anhalten werde. Während auf der einen Seite eine grössere Anpassung und Druck auf
Didier Burkhalter, der jetzt zwischen den Fronten stehe, vermutet wurden, gab Doris
Leuthard zu Protokoll, dass es weiterhin sehr kollegial zu und her gehe. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die CVP begann, die Rückeroberung ihres zweiten Bundesratssitzes in Betracht zu
ziehen, als Wahlprognosen sie nur noch knapp hinter der FDP sahen. Sie argumentierte,
ihre Bundesrätin könne sich bei der jetzigen Zusammensetzung der Regierung zu selten
durchsetzen. Die CVP müsse deshalb in der Regierung wieder stärker vertreten sein.
Parteipräsident Darbellay hielt fest, er werde zwar Bundesrat Blocher nicht wählen. Den
zweiten Sitz für die CVP wolle er aber nicht auf Kosten der SVP, sondern auf Kosten der
FDP holen, falls diese bei den Parlamentswahlen schwächer abschneiden sollte als die
CVP. Bei den Nationalratswahlen vermochte die CVP die FDP fast einzuholen (+3 Sitze
im Nationalrat, 14,5% Wähleranteil) und sie konnte zusammen mit den Grünliberalen
und der EVP eine grössere Fraktion als diejenige von FDP und Liberalen bilden.
Darbellay brachte sich mit der Aussage, er habe noch nie eine Wahl abgelehnt, selbst als
Kandidat für den Bundesrat ins Gespräch. Ein weiterer diskutierter Kandidat war
Fraktionspräsident Urs Schwaller. Der rechte Flügel der Partei wehrte sich jedoch gegen

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL
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eine Kampfkandidatur. Schliesslich beschloss die CVP, nicht anzutreten. Die CVP-
Fraktion unterstützte aber mehrheitlich die Ersetzung von Christoph Blocher durch
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Als Folge davon kam es zu
verärgerten Reaktionen im rechten Flügel der Partei und es wurde spekuliert, ob der
CVP ihr Verhalten bei den nächsten Wahlen in den konservativen Kantonen schaden
würde. 3

1) BZ, 13.7.15; LT, NZZ, TA, 29.10.15; NZZ, 31.10., 4.11.15; CdT, TA, 6.11.15; CdT, 7.11.15; NZZ, 11.11.15; BZ, 14.11.15; CdT, 17.11.15; AZ,
NZZ, 19.11.15; TA, 20.11.15; AZ, BaZ, Blick, LT, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, 21.11.15; SO, 22.11.15; NZZ, 24.11.15; BZ, NZZ, 25.11.15; BaZ,
NZZ, 26.11.15; NZZ, 27.11., 28.11.15; So-Bli, 29.11.15; CdT, 2.12.15; TA, 4.12.15
2) NZZ, 6.1.15; TA, 25.4.15; Blick, 30.5., 16.6.15; NZZ, 25.7.15; WW, 13.8.15; NZZ, 30.10.15; LT, 20.11.15; Blick, 17.12.15; TG,
28.12.15; WW, 12.5.16
3) TA, 17.9. und 10.12.07; SGT, 11.12.07; BZ und NZZ, 15.12.07.
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